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Leitsa / Headnote / Sommaire 

Im Disziplinarverfahren hat der betroffene zugelassene Vertreter 
über die reine Auskunftspflicht gem. Art. 18 VD\J hinaus eine all- 
gemeine Mitwirkungspflicht, da das Verfahren auch seiner Rechtfertigung, 
d.h. der Wahrung oder Wiederherstellung seiner beruflichen Würde 
i.S.v. Art. 1 (1) VD\J dient. 

Der Disziplinarrat 1st berechtigt, eine Angelegenheit dem Disziplinar-
ausschu0 zu Cibertragen, wenn der Betroffene seiner Mitwirkungspflicht 
nicht genügt und dadurch das Verfahren verzögert oder erschwert. 
Dem Disziplin2rausschu0 ist es vorbehalten zu bewerten, ob das Ver-
halten ais Mil3achtung des Disziplinarrats anzusehen und zu ahnden 
1st. 

Die Jahrheitsoflicht gem. Art. 1 (1), Satz 2 VDV bezieht sich nicht 
nur auf die Berufsausubung sondern auch @Uf .ussagen in einem Dis-
ziplinarverfahren. 
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SACHVERHALT 

I. 	In einer Fachzeitschrift für Patentwesen war 1981 eine Anzei- 
ge erschienen, mit der auf einen beim EPA zugelasseneri Ver-

treter (hier: den BeschwerdefUhrer) und dessen Dienste für 
die Erlangung europäischer Patente aufmerksam gernacht wird. 

Hiervon wurde der Disziplinarrat des Instituts der zugelasse-
nen Vertreter beim EPA unterrichtet (vgl. hierzu "Vorschrif-
ten in Disziplinarangelegenheiten von zugelassenen Vertre-

tern", Amtsbl. EPA 1978, S. 91, nachfolgend VDV genannt). Un-

ter Bezugnahme auf Art. S Abs. 1 der "Ergnzenden Verfabrens- 

ordnungen" für die Disziplinarorgane (Arntsbl. EPA 1980, S. 

176, nachfolgend EVD1 für den Dieziplinarrat bzw. EVD3 für 
die Disziplinarkarnmer genannt) und unter Hinweis auf alle 

einschlägigen Vorschrifteri einsch1ie1ich der "Richtlinien 

für die BerufsausUbung" (Amtsbl. EPA 1980, S. 213, nachfol-

gend RBA genanrit) forderte der Disziplinarrat den Besc1-iierde-
ftShrer zu einer schriftlichen Erwiderung auf. Nach Ablauf der 
Frist antwortete der Eeschwerdeführer fernschriftlich in der 
Weise, daf3 er eine, dieselbe Anzeige betreffende, in cinem 

nationalen Disziplinarverfahren abgegebene Erklärung zitier-

te. Dieses Zitat enth1t die Stelle: ... kann ich Ibnen mit-

teilen, daB mir nicht bekanrit ist, wer die genannte Pnzeige 

verari1at hat". Im Ubrigen enthält das Fernschreiben nur die 

Behauptung eines entsprechenden Verhaltens eines anderen Pa-
tentanwalts. Der Berichterstatter des Disziplinarrats vermin-

te in diesem Fernschreibèn etne Stellungnahme und bat darum 

schriftlich und telefonisch. Der Beschwerdeführer entschul-

digte sich fernschriftlich mit "starker anderweitiger Bean-

spruchung" und machte eine Beantwortung von der Zusendung der 

Kopta des RUckscheins der arsten an i'nn ergangenen Aufforde-

rung abhängig. Diese Koote wurda ibm unter Hinweis auf Art. 

8(3) EV01 zugesandt. 
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Als Antwort folgte ain Fernschreiben der Ehefrau des Be-

schwerdefUliiers. Zunächst wird darin ausgefUhrt, da3 es nun-
rnehr möglich gewesen sei, "anhand des von meiner Putzfrau un-

t.erschriebenen RUckscheins die Unterlagen zu lokalisieren". 

Aul3erdem enthält das Fernschreiben die Stelle: "... 1st es 

uns völlig unverstnd1ich wie die von Ibnen vorgelegte Anzei-
ge zustandegekornrnen ist, elne soiche 1st weder von meinern 
Mann, noch von mir veranlaBt worden". Ira Ubrigen enth1t auch 
dieses Fernschreiben nur Anschuldigungeri anderer Patentanw1-
te und die Vermutung, da3 es sich bel der Anzeige "urn elnen 
Racheakt cines seinerzeit.ig Entlarvten handein" k5nne. 

Durch Entscheidung des Disziplinarrats des Instituts der beirn 

Europàischen Patentarat zugelassenen Vertreter vom 23. Juli 
1982 wurde dem BeschwerdefUhrer em "Verweis" i.S.v. Art. 4 
(1) Buchst. b) VDV ausgesprochen; dabel babe erschwerend ge-
wirkt, da3 der BeschwerdefUhrer dritte .Kollegen angegrifferi 

habe, anstatt seiner Auskunftspflicht GenUge zu tun. Die Be-
grUndung entspricht irn wesentlichen dern Leitsatz der EnL-
scheidung, der wie folgt lautet: 

"Es ver.st6f3t gegen die Richtlinien für die Berufsaus-
Ubung, wenn ain Mitglied des Instituts in ciner Zeit-

schrift eine Anzeige aufgibt und darin seine Diense für 

die Einreichung europischer Patentanmeldungen anbietet. 

Beruft sich das Mitglied darauf, da3 es die Anzeige 
nicht veran1at hat, so 1st dies in geeigneter Weise 
glaubhaft zu machen." 

Gegen diese Entscheidung legte der BeschwerdefUhrer am 
25. August 1982 Beschwerde ein. Er beanstandete die GUltig-

keit der Unterschriften unter der angefochtenen Ent.scheidung. 

Zu dern ihin gemacht.en Vorwurf standeswidriger .knzelgenwerbung 

bemerkte er, da3 von ibm bereits ".. . kiar zum Ausdruck ge- 
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bracht wurde, daB eine diesseitige Beziehung zu der Beanstan-

dung nicht besteht". Es gelte der Grundsatz des "in dubio pro 

reo". Nicht der Beschuldigte habe seine Unschuld zu beweisen. 

Vielmehr babe der Spruchkorper die Tatsachen zu beweisen, auf 

die er seine Entscheidung stUtzt. Der BeschwerdefUhrer bean- 

tragte, nach rechtswirksamer Wiederholung der gerUgten Unter-

schriften, die angefochtene Entscheidung aufzuheben und das 

Verfahren einzustellen. Eirien Ant.rag auf mUndliche Verhand-

lung stelite er nicht. 

Der Berichterstatter der Kainmer hat den Beschwerdeftihrer in 

zwei Teleforigesprächen und zwei Schreiben auf die Sach- und 

Rechtslage sowie auf die verfahrensrechtliche Situation auf-

merksarn gemacht. Dabei wurde er auch auf die Wahrheitspflicht 

(Art. 1 (1), Satz 2 VD\7) und die Auskunftspflicht (Art. 18 

VDV) sowie darauf aufmerksam gemacht, daB die Art und Weise, 

in der das erstinstanzliche Verfahren von seiner Seite ge-

fUl-irt wurde, Gegenstand disziplinarrechtlicher Betrachtung 
seth könrite. In dem zweiten Schreiben des Berichterstatters 

vom 21. Januar 1983 wurde dem BeschwerdefUhrer bekanntgege-
ben, daB die Beschwerdekammer am 24. Februar zusammentreten 

und in der Sache entscheiden werde. Dabei wurde ausgefUl-irt, 

daB der BeschwerdefUhrer noch Gelegenheit babe, (1.) dem Var-

sitzenden der Beschwerdekarmner unter Berufung auf seine Wahr-

heitspflicht schriftlich zu versichern, daB ihm nicht bekannt 

1st, wer die Anzeige aufgegeben hat, und (2.) gegenUber dem 

Verlag der Zeitschrift den Vorsitzenden zu ermächtigen, Aus-

kUnfte Uber das Zustandekornrnen der Anzeige einzuholen. 

Am Tage der Entecheidung durch die Kaininer (24. Februar 1983) 

trafen Schreiben der genanriten Art eu -i. Das Schreiberi er-it-

sprechend oben (1.) enth1t nicht in eindeutiger Weise die 

Versicherung, daB dem BeschwerdefUhrer nlcht bekannt 1st, wer 

die Anzeige aufgegeben hat. 

.1... 



Id 

4 

ENTSCHEI DUNGSGRUNDE 

Die Beschwerde entspricht Art. 22 (1) VDV und Art. 6 EVD3; 

sic ist daher zulssig. 

Die Unterschriften unter der angefochtenen Entscheidung sind 

gUltig. Anlal3 zu Bedenken körinte nur die tJnterschrift des 

Vorsizenden des Disziplinarrats geben. TJrimittelbar vor die-

ser Unterschrift 1st in Schreibmaschinenschrift die Initiale 

des Vornamens und der voile Nachnamen angefUhrt. Die darun-

tersteheride Unterschrift ist hinsichtlich der Initiale des 

Vornamens lesbar. Der Nachriame erscheint allerdings nur ais 

ein Gebilde, in dem man noch den ersten Buchstaben und im tib-

rigen erkennen kann, da3 es ein Namenszug sein soil. Dieser 

Namenszug kann aber der vorstehenden maschinenschriftlichen 

Wiedergabe des Namens zugeordnet werden. In rnehrereri Ver-

tragsstaaten wird nicht gefordert, daB elne Unterschrift le-

serlich oder erkennbar aus Buchstaben zusammengesetzt 1st. Es 

genUgt, da3 sie eine den tJnterzeichnenden identifizierende 
ci-iarakteristik hat. Selbst nach deutschern Recht (vgi. BPatGE 

Bd. 24, S. 132, insbes. 133 Mitte) könnte der Namenszug als 
gUltige Unterschrift anerkannt werden. Die Beschwerdekarnmer 

hat keinen Zwetfel daran, da3 eine soiche Unterschrift im 

rechtsgeschäftiicheri Verkehr verbindlich ware. 

Der zugelassene Vertreter beim EPA hat gem. Art. 1 (1), Satz 

1 VDV "semen Beruf gewissenhaft und in einer Weise, die der 

WUrde seines Berufs entspricht, auszuUben". Die Beschwerde-

karnmer 1st in tibereinstimmung mit Nr. 2 der Richtl. Uber die 

BerufsausUbung (Arntsbl. EPA 1980, S. 213, 213) der Auffas-

sung, dai3 es der WUrde des Berufsstandes widerspricht, wenn 

Mitglieder versuchen, durch Werbung Mandanten anzuziehen. Da-

her hat der BeschwerdefUhrer - sofern er die Anzeige veran-

laI3t hat - die "beruflichen Regein" i.S. der Art. 1 und 4 VDV 

verletzt. 
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Die Behauptung des BeschwerdefUhrers, da3 "eine Beziehung 

zwischen ihrn und der Beanstandung nicht besteht", d.h. da3 er 

die Anzeige nicht veran1at hat, widerspricht allgerrteiner Le-

benserfahrung. Ein soicher Fall 1st allerdings denkbar. Der 

BeschwerdefUlirer irrt aber in der Annahine, daB die Diszipli-

narorgane die Tatsache beweisen mUc3ten, daB derjenige, für 

den in einer Anzeige geworben wird, auch die Anzeige veran-

laBt habe. Das Disziplinarverfahren dierit nicht nur der Aim-

dung der Verletzung beruflicher Regein, sondern gibt den beirn 

EPA zugelassenen Vertretern auch die Moglichkeit einer Recht-

fertigung, falls der Eindruck entsteht, daB sic die berufli-

che WUrde verletzt haberi. Alleiri schon daraus, daB das Diszi-

plinarverfahren auch ein Verfahren zur Entlastung 1st, ergibt 

sich die Verpflichturig des Betroffenen zur kooperativen Mit-

wirkung in Verfahren. In Ubrigen ist in Art. 19 VDV eine 

t 1 Auskunftspflicht 1' auch ausdrUcklich niedergelegt. Der Be-

schwerdefU'nrer hatte daher bereits tin Verfahren vor den Dis-

ziplinarrat die Möglichkeit und die Pflicht, zu seiner Recht-

fertigung selbst initiativ zu werden, cine eindeutige Ebren-

erklärung abzugében und sich auch seinerseits urn Aufk1rung 

zu bemUhen. Dies hat der BeschwerdefUhrer jedenfalls im erst-

instanzlichen Verfal-iren nicht getan. In Hinblick auf die Mit-

wirkungspflicht des Betroffenen bei seiner Rechtfertigung in 

Disziplinarverfahren und auf seine Auskunftspflicht gem. Art. 

18 VDV konnte der Disziplinarrat davon ausgehen, daB entspre-

cend der ailgerneinen Lebenserfahrung die Anzeige von demje-

nigen aufgegeben wurde, für den in der Anzeige geworben wird. 

Als Disziplinarma3name i.S.v. Art. 4 (1) VDV hat es der Dis-

ziplinarrat nicht bei ciner "Verwarnung" bewenden lassen, 

sondern den hlVerweisu  gewThlt. 

Unterstelit, daB der BeschwerdefUhrer die Anzeige veranlat 

hat, und dies in kooperativern Verhalten gegenUber den Diszi- 

./. 
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plinarrat zugegeben hätte mit der Zusicherung jede Wiederho-

Lung zu unterlassen, so htte sich das Diszipliriarverfahren 
schriell mit elnem mildereri Ergebrits beenden las.sen und der 

BeschwerdefUhrer wre nicht Gefahr gelaufen, sich in der Ver-
Letzung weiterer beruflicher Regeiri zu verstricken. Die Wahi 

der Diszip1inarrnanahme "Verweis" kann daher angesichts der 
VerfahrensfUhrung von Seiten des BeschwerdefUhrers nicht be-

anstandet werden. 

Im Sachverhalt der Erstentscheidung wurde festgestellt, da3 

die unrnittelbare Kontaktaufnahrne zwischen Anzeigenerstatter 

und dem BeschwerdefUhrer i.S.v. Nr. 5b) REA erfolgios verlau-

fen 1st. In.den Akten fehit allerdings eine Kopie des Schrei-

bens, init den die Kontaktaüfnahme versucht wurde.Daher lcann 
die Beschwerdekarnrner nicht beurteilen, ob die Kontaktaufnahrne 

in einer Weise versucht wurde, auf die der BeschwerdefUhrer 

sich hätte einlassen mUssen. 

Der BeschwerdefUhrer hat es in Verfabren vor den Disziplinar-
rat in sehr starkem Mafle an seiner Mitwirkungspflicht fehien 
lassen. Sein Verhalteri erscheint nach der Art seiner Reaktio-

nen und dem Inhalt seiner Kuj3erungen diesem kollegialen are-
rnium gegenUber ungebUhrlich. Die Mitglieder des Diszipl.inar-

rats iben elne ftir sic wenig erfreuliche, ei-irenamtliche Th-
tigkeit in Interesse ihres Berufsstandes aus. Ste dUrfen da-

her entsrechende Achtung von den betroffenen Kollegen erwar-
ten, wie es auch selbstverständlich 1st, da3 sic diesem jede 

Mg1ichkeit der Rechtfertigung bieten. Der Beschwerdefül -irer 

wurde dieser Situation nicht gerecht, und zwar durch etnen 

erheblichen 4ange1 an der hier riotwendigen Kooperation. 

Vorstehendes gtbt der Beschwerdekarnrner Anlai3 festzuste].len, 

daB der Disziplinarrat berechtigt 1st, cine Angelegenhett 

auch bei weniger schwerwiegerid erscheinenden Verst.53en gegen 
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die beruf lichen Regeiri gem. Art. 6 (2) Buchst. c) VDV an den 

DisziplinarausschuL3 zu Uberweisen, wenn der Betroffene durch 

unkooperatives Verhalten das Verfahren verzögert oder er-

schwert. In soichen FSllen bleibt es jedoch dent Disziplirtar-

ausschu3 vorbehalten zu bewerten, ob das Verhalten als Mi3-

achtung des Disziplinarrats, d.h. als eine Verletzung beruf-

licher Regeln i.S.v. Art. 4(1) VDV anzusehea und zu ahnden 

1st. 

8. 	Der BeschwerdefUhrer hat. der Karnrner unmittelbar vor ihrer 

Eritscheldung eine Erklrung zugeschickt, die nach ihrem In-

halt nicht gecignet ist, als etne Ehrenerklärung gewertet zu 

werden. Aus dieser Erklrung kanri nicht eindeutig abgeleitet 

werden, daB der BeschwerdefUhrer die Anzeige nicht veranlat 

hat und ihm der Veranlasser nicht bekannt 1st. Die Kammer 

sieht sich daher veranlaBt, die Entscheidung des Diszipl.inar-

rats aufzuheben und die Angelegenheit gem. Art. 6 (2) Buchst. 

c) VDV an den Disziplinarausschu8 des EPA zu Uberweisen. Die 
Befugnis der Karnmer hierzu ergibt sich aus Art. 22(3) VDV 

i.V.m. Art. 111(1) EPU. Diese Uberweisung 1st angezeigt, well 

nicht alle VerstbBe gegen berufliche Regeln i.S.v. Art. 4(1) 

VDV, die sich aus dent bekanriten und ggf. noch zu errnittelnden 

Sachverhalt ergeben können, eine erstinstanzliche Beurteilung 

erfahren haben. Zwar kann nach dent gegenwärt.igen Verfahrens-

stand - 	as bereits der Disziplinarrat zu Recht getan hat - 

der Tatbestand unerlaubter Werbung als gegeben angesehen wer-
den. Auch die Auskunftspflicht gem. Art. 18 VDV ist gegenUber 

dent Disziplinarrat verletzt, gegenUber der Beschwerdekarnrner 

durch die letzterhaltene Erklrung noch nicht erfUilt. Ferner 

1st offen, wie das Verhalten des BeschwerdefUhrers im Rabmen 

der EinigungsbemUhungen mit dent Anzeigeerstatter nach Nummer 

5 b) REA, var allem aber sein Verhalten gegenUber dent Diszi-

plinarrat zu bewerten 1st. 

.1... 
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Der BeschwerdefUhrer muB auch noch darauf aufmerksacn gernacht 

werden, daI3 seine verfahrensrechtLicher Vorstellungen rechts-

irrig sind. Entgegen seiner Auffassung gibt es in Diszipli-

riarverfabren für den Betroffenen weder em "Recht zurn Schwei-

gen" (vgl. Auskunftspflicht nach Art. 18 VDV), noch em 

"Recht zur LUge" (vgl. Kahrheitspflicht nach Art. 1(2) 

Satz 2 VDV). Das Disziplinarverfa'aren ist kein strafrechtli-

ches Verfahren, sondern ein berufsreàhtliches Ordnungsverfah-

ren. Der Beschuldigte hat die Pflicht, Uber die berufsrecht-

lich relevanten Tatsachen Auskunft zu geben (Art. 18 VDV) und 

dabei die Wahrheit zu sagen (Art. 1 (1) Satz 2 VDV). Die 

Wahrheitspflicht irn Sinne dieser Vorschrift bezieht sich 

nicht nur auf die BerufsausUbung irn Verh11tnis zurn Mandanten 

und zum EPA, sondern auch auf das Disziplinarverfahren, in 

dern es urn die Frage geht, ob berufliche Regein verletzt wur-

den. Eine Verletzung der Wahrheitspflicht ware daher eben-

falls ein Versto3 gegen die beruf lichen Regein i.S.v. Art. 4 

(1) VDV. 

Als zugelassener Vertreter beim EPA beansprucht der Beschwer-

defUhrer, ein Organ europischer Patentrechtspflege zu scm. 

Dieser seiner Eigenschaft entsprechen nur zwei billigenswerte 

Verhaltensrnöglichkeiten. Solite er - entsprechend semen .n-

deutungeri - die Anzeige nicht veranla3t haben, so wre eine 

in jeder Weise eindeutige Ehrenerklrung f1lig und jedwede 

aktive Mitwirkung bei der Aufklärung des Vorgangs. Soilte er 

die Anzeige veranlat haben, so ware es zwar reichlich spat, 

aber nicht zu spat, dies zuzugeben und für sein Verhalten urn 

Eritschuldigung zu bitten. Es steht ethei-n zugelassenen Vertre-

ter beirn EPA nicht an, wegen ether derartigen Angelegenheit 

in dieser Weise die Disziplinarorgane zu beschaftigen. Darin 

liegt keine angernessene Warung eigener Rechte, sondern em 
Mi3brauch berufsständischer Institutionen, d.h. ebenfalls cm 
Versto3 gegen die beruflichen Regeln i..S.v. Art. 4 (1) VDV. 

../. 



11. Eine Entscheidung Uber die Kosten des Verfabrens gem. Art. 27 

(2) Satz 2 VDV ist der abschlie3enden Entscheidung vorzube-

halten. 

Aus diesen GrUnden 
wird wie folgt entschieden: 

Die Entscheidung des Diszipliriarrats des Instituts der 

belin Europäischen Patentarnt zugelassenen Vertretar vorn 

23. Juli 1982 wird aufgehoben. 

Die Angelegenheit wird an den Disziplinarausschu3 des 

Europäischen Patentarnts Uberwiesen. 

Die Entscheidung Uber die Kosteri des Verfahrens bleibt 

der abschlie3enden Entscheidurig vorbehalten. 


